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Einladung zum Pressegespräch:

Die Europäische Sommeruniversität der sozialen Bewegungen in
Mönchengladbach

Mittwoch, 10. August, 11 Uhr
Online über Clickmeeting

Nach 2014 in Paris und 2017 in Toulouse kommen diesen Monat
hunderte Aktivist*innen aus ganz Europa in Mönchengladbach zur
Europäischen Sommeruniversität (ESU) der sozialen Bewegungen
zusammen. Vom 17. bis 21. August diskutieren sie auf Einladung
des  globalisierungskritischen  Netzwerkes  Attac  in  etwa  100
Foren und Workshops über die brennenden Themen unsere Zeit,
etwa  den  Krieg  in  der  Ukraine,  die  Corona-Pandemie,  die
Klimakrise oder die kapitalistische Krisenpolitik.
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Der Ort nahe dem rheinischen Braunkohlerevier ist mit Bedacht
gewählt. Inmitten eines Brennpunktes der Klimazerstörung und
des Widerstandes dagegen will die ESU einen Ort von Vernetzung
und Diskussion auch zwischen den älteren sozialen Bewegungen
und  der  jüngeren  Klimagerechtigkeitsbewegung  bieten.  Eine
gemeinsame  Aktion  in  Lützerath  bildet  den  aktivistischen
Abschluss der Sommeruni.

Bei  einem  Pressegespräch  stellen  wir  Ihnen  das  Programm
einschließlich  der  Kulturveranstaltungen,  die  örtlichen
Gegebenheiten sowie Hintergründe der ESU vor.

Als Gesprächspartner*innen stehen Ihnen zur Verfügung:

Hugo Braun, Mitglied des Koordinierungskreises von Attac
Deutschland
Patrick  Wendtland,  AStA-Vorsitzender  Hochschule
Niederrhein
Christiane Kühnrich, Projektkoordinatorin der ESU22

Das Online-Pressegespräch beginnt am Mittwoch, 10. August, um
11  Uhr  auf  der  Konferenzplattform  Clickmeeting.  Eine
Installation  des  Programms  ist  nicht  notwendig.  Den  Link
erhalten  Sie  nach  Ihrer  Akkreditierung  per  Mail  an
presse@attac.de.  Wir  freuen  uns  über  Ihre  Teilnahme!

Mehr Informationen: esu22.eu

Für Rückfragen: presse@attac.de, Tel. 0162 3448 009

Nachhaltige  Wirtschaft
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enttäuscht über unzureichende
„Sofort“-Programme  für  den
Gebäude- und Verkehrssektor
geschrieben von Andreas | 9. August 2022

Berlin,  13.07.2022:  Die  vorige  Bundesregierung  hat  die  im
Klimaschutzgesetz festgehaltenen Ziele für den Gebäude- und
Verkehrssektor  verfehlt.  Die  zuständigen  Ministerien  waren
deshalb  aufgefordert  Nachbesserungen  vorzulegen.  Der
Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V. (BNW) ist enttäuscht
über  die  unzureichenden  Anstrengungen  der  sogenannten
„Sofort“-Programme,  vor  allem  im  Verkehrsbereich.

Anstatt  eines,  wie  im  Koalitionsvertrag  vorgesehen,
sektorübergreifenden  Klimaschutz-Sofortprogramms  haben  das
Wirtschafts- und Klimaschutzministerium (BMWK) sowie die Bau-
und  Verkehrsministerien  heute  einzelne  „Sofort“-Programme
vorgestellt, die aber zum Teil auf viele Jahre angelegt sind.
Der  BNW  setzt  sich  für  eine  sektorenübergreifende  sozial-
ökologische Transformation ein und ist enttäuscht über die
unzureichende  Tragweite  der  Programme:  „Durch  das
Klimaschutzgesetz  waren  die  zuständigen  Ministerien
verpflichtet,  Nachbesserungen  für  den  Gebäude-  und
Verkehrssektor vorzulegen. Das hätte ein lauter Weckruf für
die Bundesregierung sein müssen. Leider verpasst vor allem das
Verkehrsministerium die Chance, eine echte Trendwende für den
Klimaschutz einzuleiten,“ sagt die BNW-Geschäftsführerin Dr.
Katharina  Reuter.  „Damit  Deutschland  seine  Klimaziele
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erreicht, muss jetzt gehandelt werden. Für eine konsequente
Verkehrswende braucht es ein ambitioniertes Maßnahmenpaket“,
unterstreicht Reuter.

Der  BNW  fordert  deshalb  erneut  folgende  echte  Sofort-
Maßnahmen:

Abbau  von  klimaschädlichen  Subventionen,  insbesondere
die Abschaffung von Diesel- und Dienstwagenprivilegien
Ausbau  des  ÖPNV:  Ausreichende  Investitionen  in
öffentliche Infrastrukturen
Umgehende Einführung eines Tempolimits

„Um den Mobilitätssektor auf den Klimapfad zu bringen, muss
der  motorbetriebene  Verkehr  reduziert  werden.  Gleichzeitig
braucht es ausreichende Alternativen zum Auto“, sagt die BNW-
Geschäftsführerin.  Besonders  für  den  ländlichen  Raum  sind
Kreativität und Anreize gefragt, die klimaschonende Mobilität
ermöglichen, beispielsweise durch die Förderung von kleinen,
flexiblen  E-Fahrzeugen.  Darüber  hinaus  braucht  es  eine
pflichtmäßige ÖPNV-Anbindung bei Gewerbebetrieben. Nur durch
eine ausreichende Infrastruktur lassen sich Nachhaltigkeit und
Wirtschaftsansiedlungen im ländlichen Raum vereinbaren.

Auch  für  den  Gebäudesektor  wurde  ein  Maßnahmen-Paket
vorgelegt.  Der  BNW  bedauert,  dass  die  Bundesregierung
voraussichtlich  auch  im  Gebäudesektor  die  gesetzten  Ziele
reißen wird. „Angesichts der aktuellen Energiekrise brauchen
wir jetzt einen politischen Kraftakt im Gebäudebereich. Das
Programm  enthält  wichtige  Ansätze,  wie  die  geplante
Wärmepumpenoffensive.  Verbesserungspotenzial  besteht
allerdings  im  Bereich  der  energetischen
Gebäudemodernisierung“,  betont  Reuter.

Pressekontakt

Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V.
Dr. Katharina Reuter, Geschäftsführerin
reuter@bnw-bundesverband.de



+49 178 448 19 91

Agentur Ahnen&Enkel
Kai Weller
weller@ahnenenkel.com

Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V.
Der Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V. (BNW) ist die
politische Stimme der nachhaltigen Wirtschaft und setzt sich
als  unabhängiger  Unternehmensverband  für  den  Umwelt-  und
Klimaschutz  ein.  Mit  seinen  knapp  600  Mitgliedsunternehmen
steht der BNW inzwischen für mehr als 130.000 Arbeitsplätze.

Feuerprobe  für  die
Bundesregierung:  Kanzler
Scholz  muss  nun  bei
Klimapolitik  Führungsstärke
zeigen
geschrieben von Andreas | 9. August 2022

Pressemitteilung Germanwatch

Verhalten der FDP droht Zusagen der Koalition zu 1,5-Grad-
Limit  und  Einhaltung  des  Klima-Beschlusses  des
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Bundesverfassungsgerichts zu torpedieren / Germanwatch fordert
Zusammentritt des Klimakabinetts

Berlin  (13.  Juli  2022).  Nach  der  Absage  der  für  heute
geplanten Vorlage eines umfassenden Klimaschutzsofortprogramms
wirft die Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch der
Bundesregierung drohenden Wortbruch vor. Eine bremsende FDP
verhindere  offenbar  ein  gemeinsames  Vorgehen  der
Bundesregierung, um Deutschland endlich auf einen Pfad für das
Erreichen der Klimaziele 2030 zu bringen. Aus diesem Grund
konnten Wohnungs-, Klima- und Verkehrsministerium heute keine
geeinten  Sofortprogramme  vorlegen.  „Das  steht  im  krassen
Widerspruch zu den gemachten Zusagen im Koalitionsvertrag sich
am 1,5-Grad-Limit zu orientieren und den Klima-Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts  aus  dem  vergangenen  Jahr  zu
respektieren“,  kommentiert  Christoph  Bals,  Politischer
Geschäftsführer von Germanwath.
„Haupttreiber des drohenden Wortbruchs sind offenbar FDP-Chef
Lindner und Verkehrsminister Wissing. Das, was bisher aus dem
Verkehrsministerium bekannt ist, scheint der Versuch zu sein,
genau das zu tun, was das Verfassungsgericht untersagt hat:
die Klimaschutzpflichten trotz immer größerer Dringlichkeit in
die Zukunft zu verschieben“, so Bals. „Das Klimaschutzgesetz
verlangt, dass ein die Klimaziele verfehlender Sektor umgehend
auf  Zielkurs  gebracht  werden  muss.“  Für  den  Gebäudesektor
liege  jetzt  ein  von  der  FDP  auch  noch  blockiertes
Sofortmaßnahmenprogramm  vor,  das  dieser  Vorgabe  in  etwa
entsprechen könnte.

Öffentlichkeit  sollte  sehen  können,  wer  echten  Klimaschutz
will und wer bremst

Germanwatch fordert Kanzler Scholz auf, nun zu handeln. Bals:
„Dies ist eine Klima-Feuerprobe für die Bundesregierung. Olaf
Scholz, der als Klimakanzler kandidierte, muss jetzt Führung
zeigen  und  seine  Richtlinienkompetenz  einsetzen.  Sonst
untergräbt die Ampelregierung sehenden Auges die Umsetzung des
Verfassungsgerichtsbeschlusses.“  Scholz  sollte  das



Klimakabinett  der  Fachministerien  unter  Vorsitz  des
Klimaministeriums  einberufen  und  dort  eine  schnelle
Entscheidung herbeiführen. „Die Lösung dieses Konflikts darf
nicht  im  Hinterzimmer  gesucht  werden.  Wir  fordern  ein
transparentes  Verfahren  im  Klimakabinett,  damit  die
Bevölkerung und insbesondere die junge Generation sehen kann,
wer  ambitionierten  Klimaschutz  will  und  wer  bremst  und
blockiert“, so Bals.

Die Bundesregierung hatte ursprünglich ein großes Sommerpaket
und ein umfassendes Klimaschutzsofortprogramm versprochen, um
Deutschland endlich fit für das Erreichen der selbst gesetzten
Klimaziele zu machen und zudem die durch den Krieg in der
Ukraine verschärfte Energiekrise zu bekämpfen. Christoph Bals:
„Bei den Erneuerbaren Energien ist die Regierung bisher auf
einem guten Weg. Ob die notwendige Beschleunigung erreicht
wird, hängt aber am noch offenen Punkt der Ausweisung von
Vorranggebieten. Im Gebäudebereich ist im Herbst insbesondere
ein  massiver  Schub  für  Wärmepumpen  und  -dämmung  im
Gebäudebestand nötig. Aber für den Verkehrssektor sehen wir
bisher kein schlüssiges Konzept, um einen glaubwürdigen Pfad
Richtung  Klimazielerreichung  einzuschlagen.  An  die
Instrumente, die strukturell etwas bringen würden – wie die
Umgestaltung  des  Dienstwagenprivilegs  und  eine  Bonus-Malus-
Regelung  beim  Neukauf  von  Autos  –  wagt  sich  der
Verkehrsminister  nicht  heran.“

Kontakte für Medien:

Kai Bergmann
Referent für deutsche Klimapolitik
Tel. 030 57 71 328 71
bergmann@germanwatch.org

Stefan Küper
Pressesprecher
Tel. 0151 252 110 72



Katarina Heidrich
Pressereferentin
Tel. 0151 742 968 18
mail Pressestelle: presse@germanwatch.org

—

Stefan Küper
Pressesprecher

Germanwatch e.V.
Dr.Werner-Schuster-Haus
Kaiserstr. 201
D-53113 Bonn

Am einfachsten per Handy erreichbar: 0151 / 252 110 72
E-Mail: kueper@germanwatch.org
www.germanwatch.org

CETA: Ratifizierung stoppen –
Keine  Sonderklagerechte  für
Konzerne
geschrieben von Andreas | 9. August 2022

Pressemitteilung
Berlin, 7.7.2022

Protestaktion auf der Reichstagswiese
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Mit  einer  Banner-Aktion  hat  ein  breites  gesellschaftliches
Bündnis auf die erste Lesung des CETA-Ratifizierungsgesetzes
der  Ampelkoalition  im  Bundestag  am  heutigen  Donnerstag
aufmerksam gemacht.

CETA wird nach der Ratifizierung auf der EU-Ebene bereits seit
September  2017  in  großen  Teilen  vorläufig  angewendet.
Ausgenommen  davon  sind  der  Investitionsschutz  und  die
Schiedsgerichte. Diese Teile treten erst in Kraft, wenn die
nationalen Parlamente über die Ratifizierung abgestimmt haben.
In zwölf Mitgliedstaaten der Europäischen Union, darunter die
Bundesrepublik  Deutschland,  ist  Ratifikation  noch  nicht
abgeschlossen.

Ludwig  Essig,  Handelsexperte  Umweltinstitut  München,
Koordination  Netzwerk  gerechter  Welthandel:  “Alle
handelsrelevanten Bereiche des Abkommens sind seit fünf Jahren
aktiv. Die Ratifizierung wäre damit ein klares Bekenntnis zu
den privaten Schiedsgerichten. Gerade in Zeiten von Energie-
und  Klimakrise  müssen  Regierungen  handlungsfähig  bleiben.
Paralleljustizen  mit  Sonderklagerechten  für  Großinvestoren
stehen  dem  Klimaschutz,  dem  Verbraucherschutz  und  der
Demokratie  im  Weg.”

Margot  Rieger,  Lokale  freihandelskritische  Bündnisse  und
Initiativen:  “CETA  stellt  Handelsinteressen  über  den
Klimaschutz. Klima- und andere Nachhaltigkeitsziele sind bei
CETA nicht sanktionsbewehrt.”

Anne  Bundschuh,  Referentin  für  Handels-  und
Investitionspolitik bei PowerShift e.V.: “Mit CETA sollen neue
Standards  für  faire  Handelsabkommen  gesetzt  werden.
Weitreichende Sonderrechte für Konzerne sind damit keinesfalls
vereinbar!  Dass  ein  Ausstieg  aus  diesem  gefährlichen
Instrument möglich ist, hat Kanada selbst vorgemacht: Das 2018
überarbeitete  Nordamerikanische  Freihandelsabkommen  sieht
keine  Konzernklagerechte  zwischen  Kanada  und  den  USA  mehr
vor.“



Felix  Kolb,  Geschäftsführender  Vorstand  bei  Campact:  “Das
Vorgehen der Bundesregierung beim Freihandelsabkommen CETA ist
inakzeptabel.  In  einer  unnötigen  Hauruck-Aktion  wurde  der
Ratifizierungsprozess  wieder  aufgenommen.  Damit  wurde  die
Zivilgesellschaft  und  deren  Kritik  bewusst  am  Straßenrand
stehen gelassen. Dafür sind die Tragweite und Gefahren des
Abkommens aber viel zu groß. Anstatt CETA dem Bundestag noch
vor der Sommerpause vorzulegen, sollte die Bundesregierung die
sitzungsfreie Zeit lieber nutzen – um den kritischen Dialog
aufzunehmen und Inhalte nachzubessern.”

Lis  Cunha,  Handelsexpertin  bei  Greenpeace  e.V.:  “Wir  sind
nicht generell gegen einen Handel mit Kanada. Wir wollen ihn
nur  fair  und  nach  demokratischen  Leitsätzen.  Private
Schiedsgerichte  für  ausländische  Konzerne  sind  damit  nicht
vereinbar. Sie umgehen nationale Justizsysteme und befeuern
sogar  den  Klimawandel.  Deshalb  muss  der  Bundestag  diese
Paralleljustiz  für  Investoren  unterbinden  und  die
Ratifizierung  von  CETA  stoppen.”

Hanni Gramann, Attac-Handelsexpertin: “CETA soll den Handel
mit einem Partner fördern, der die grundlegenden Werte der
liberalen  Demokratie  teilt,  heißt  es  in  dem
Ratifizierungsgesetz.  Warum  sind  dann  in  dem  Abkommen
Schiedsgerichte  für  Konzerne  verankert?  Weder  das  formal
aufgebesserte  „Investitionsgerichtssystem“  (ICS)  noch  eine
verbindliche  Interpretationserklärung  ändern  etwas  daran:
Unternehmen mit Niederlassungen in Kanada oder der EU würden
ermächtigt  ,  mit  teuren  Investitionsschutzklagen  die
staatliche  Gesetzgebung  zu  ökologischen  oder  sozialen
Fragestellungen  anzugreifen.”

Zu  der  Protestaktion  aufgerufen  hatten:  Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche  Landwirtschaft,  Attac  Deutschland,  Berliner
Wassertisch, Campact, Forum Umwelt und Entwicklung, Greenpeace
e.V., lokale freihandelskritische Bündnisse und Initiativen in
Deutschland,  NaturFreunde  Deutschland,  Netzwerk  gerechter
Welthandel,  PowerShift  e.V.,  Umweltinstitut  München,



Weltwirtschaft,  Ökologie  &  Entwicklung  –  WEED  e.V.

Fotos  von  der  Aktion  finden  sich  unter  diesem  Link:
https://www.flickr.com/photos/uwehiksch/albums/721777203003417
81
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Ludwig Essig
le@forumue.de
0176 546 752 53

Hanni Gramann
hanni.gramann@attac.de
0176 3060 8762

95  Bioweine  sind  die
EcoWinner 2022
geschrieben von Andreas | 9. August 2022

Die besten deutschen Bioweine des Jahres sind gekur̈t! Beim 27.
EcoWinner-Wettbewerb  von  ECOVIN  haben  95  Weine  in  14
Kategorien eine Medaille gewonnen. Eine unabhängige Fachjury
hatte am 21. Juni in Oppenheim 442 Bioweine verkostet und
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bewertet.

Rund 80 Öko-Weinguẗer hatten sich mit ihren Weinen um eine
Auszeichnung beworben. Gewinnen konnten die EcoWinner-Medaille
aber nur die besten 20 Prozent einer Weinkategorie – sofern
sie in der Blindverkostung mindestens 85 von 100 mögliche
Punkten erreicht hatten.
Der EcoWinner-Jury 2022 mit 37 Verkoster*innen stand erneut
die Önologin und Weinjournalistin Dagmar Ehrlich vor. „Die
Säure ist natur̈lich in den Weinen des Jahrgangs 2021 präsenter
als in den Vorjahren. Insgesamt schmecke ich im Wettbewerb die
junge Weinszene, die sich international weiterbildet, Dinge
ausprobiert,  die  Weine  nicht  mehr  in  ein  standardisiertes
Korsett presst. Ich sehe Biowein immer freier“, so resum̈iert
Dagmar Ehrlich die diesjährige Verkostung.

Die  größte  Verkostungsgruppe  bildeten  beim  EcoWinner  2022
trockene und halbtrockene Weißweine aus klassischen Rebsorten.
Mit insgesamt 171 angestellten Weinen machten sie mehr als ein
Drittel  des  Wettbewerbs  aus.  Aber  auch  Weine  aus
pilzwiderstandsfähigen  Rebsorten  waren  mit  58  Wettbewerbern
(mehr als 13 Prozent) ub̈erproportional vertreten. PIWI-Weine
wachsen derzeit nur auf drei Prozent der deutschen Rebfläche.

Zahl der Anschläge (inklusive Leerzeichen): 1.424

ECOVIN Bundesverband Ökologischer Weinbau e. V.
Petra Neuber | Geschäftsfuḧrerin
Wormser Straße 162
D-55276 Oppenheim
T +49 (61 33) 16 40
F +49 (61 33) 16 09
info@ecovin.de



EU-Umweltrat  ebnet  Weg  für
wichtiges Klimapaket – trotz
ärgerlicher Verwässerungen
geschrieben von Andreas | 9. August 2022

Klimasozialfonds  mit  Abschwächungen  gerettet  /  Reform  des
Emissionshandels  durchwachsen  /  Rückschritt  bei
Klimaschutzverordnung  /  Germanwatch  fordert  Bundesregierung
auf, ab jetzt konstruktivere Haltung einzunehmen

Bonn/Berlin  (29.  Juni  2022).  Die  Umwelt-  und
Entwicklungsorganisation Germanwatch zeigt sich nach dem in
der  Nacht  zu  Ende  gegangenen  Rat  der  EU-Umwelt-  und
Klimaminister:innen erleichtert, dass die Bundesregierung ihre
anfängliche  Blockadehaltung  zumindest  teilweise  aufgegeben
hat.  „Wir  haben  ein  eher  enttäuschendes  Ergebnis,  weil
Deutschland  das  EU-Klimapaket  an  mehreren  Stellen  stark
verwässert hat. Aber immerhin hat es eine Einigung gegeben und
das  Schlimmste  wurde  abgewendet“,  sagt  Christoph  Bals,
Politischer Geschäftsführer von Germanwatch.

„Die  Hoffnung  vieler  Akteure,  dass  Deutschland  bei  den
Verhandlungen  um  das  Fit-for-55-Paket  eine  Führungsrolle
übernimmt  und  die  EU  fit  für  den  nötigen  Turbo  beim
Klimaschutz  macht,  hat  sich  leider  nicht  erfüllt.“  Jetzt
bieten  die  Verhandlungen  zwischen  Mitgliedsstaaten  und  EU-
Parlament  die  letzte  Chance  für  die  Bundesregierung,  eine
mutige  Verhandlungsführung  durch  die  Ratspräsidentschaft  zu
unterstützen.
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Deutsche Blockade beim Klimasozialfonds
Einer der größten Streitpunkte war der Klimasozialfonds, der
Bürger:innen EU-weit bei steigenden Preisen fürs Heizen und
Tanken  entlasten  soll.  Deutschland  und  einige  andere
Mitgliedsstaaten  wollten  das  Volumen  des  Fonds  stark
verkleinern anstatt für die notwendige Solidarität zu sorgen.
„Deutschlands lang anhaltende Blockade hat hier beinahe das
gesamte  Paket  gefährdet.  Der  nun  gefundene  Kompromiss  ist
unzureichend  und  muss  dringend  nachgebessert  werden.  Aber
immerhin  konnte  sich  die  Bundesregierung  mit  ihrem
beschämenden  Vorschlag  nicht  durchsetzen“,  so  Bals.

Desweiteren  hat  der  Umweltrat  die  Reform  des  bestehenden
Emissionshandels  beschlossen,  wobei  die  Mitgliedsstaaten  im
Großen und Ganzen den mittelmäßigen Vorschlag der Kommission
unterstützten. Bei der Ambition des Emissionshandels fehlte
den  Umweltminister:innen  der  Mut,  über  den  Vorschlag  der
Kommission hinauszugehen, kritisiert Germanwatch. Unternehmen
aus  der  Industrie  sollen  zudem  noch  bis  2035  kostenlose
Zertifikate  erhalten,  während  der  CO2-Grenzausgleich  nur
langsam anläuft. Bals: „Bei der kostenlosen Zuteilung wurde
der bereits unzureichende Vorschlag der Kommission und der
französischen  Ratspräsidentschaft  auf  Druck  der
Bundesregierung noch weiter verwässert. Deutschland nimmt hier
zu viel Rücksicht auf die Industrie anstatt das Erreichen der
Klimaziele ganz oben auf die Agenda zu setzen.“

Aufgeweichte Klimaschutzverordnung
Die  vom  Rat  beschlossene  Position  zu  2030-Klimazielen  der
einzelnen  Staaten  und  deren  Einhaltungsmechanismus  –  unter
anderem für die Sektoren Verkehr und Gebäude – im Rahmen der
EU-Klimaschutzverordnung  ist  für  Germanwatch  eine
Enttäuschung.  Bals:  „Die  weltpolitische  Lage  verlangt  mehr
denn je, dass die Klimagesetzgebung sowohl auf EU- als auch
auf nationaler Ebene gestärkt wird. Klare Rahmensetzungen für
die  Einhaltung  ambitionierter  und  verbindlicher  nationaler
Klimaziele  für  2030  spielen  hier  eine  Schlüsselrolle.  Die



heutige Entscheidung ist eindeutig ein Rückschritt.“ Der Rat
will  die  Flexibilität  ausweiten  und  Staaten  könnten  ihre
Emissionsziele unter Umständen sogar abschwächen, aber nicht
verbessern. Christoph Bals weiter: „Es wäre notwendig gewesen,
die  Staaten  zu  verpflichten,  sich  verbindliche
Klimaneutralitätsziele zu setzen. In der aktuellen Form kann
die  Klimaschutzverordnung  ihrer  Rolle  als  Treiberin  und
Garantin für das Erreichen der EU-Klimaziele nicht gerecht
werden.“

Verantwortung  der  Bundesregierung  in  den  weiteren
Verhandlungen
Germanwatch fordert die Bundesregierung auf, nun zumindest in
den anstehenden Trilog-Verhandlungen mit dem EU-Parlament der
Verhandlungsführung  den  Rücken  für  mutige  Beschlüsse  zu
stärken.  „Die  Koalition  sollte  in  der  EU  klimapolitisches
Zugpferd und nicht Bremser sein. In dieser für den Klimaschutz
so kritischen Phase sind viele Blicke auf die EU gerichtet.
Die EU erwartet von den Schwellenländern besseren Klimaschutz
–  Grundlage  für  erfolgversprechende  Verhandlungen  kann  nur
eine ernsthafte Klimapolitik der EU sein“, betont Bals.

Kontakte für Medien:
Anne Gläser
Referentin für CO2-Preise
030 57 71 328 93
glaeser@germanwatch.org

Pressekontakt:
presse@germanwatch.org
Stefan Küper | kueper@germanwatch.org | Tel. +49 (0)151 / 252
110 72
Katarina Heidrich | heidrich@germanwatch.org | Tel. +49 (0)151
/ 742 968 18



Reform  des  Energiecharta-
Vertrags  gescheitert:
Zivilgesellschaftliche
Organisationen  fordern
Austritt
geschrieben von Andreas | 9. August 2022

Gemeinsame Pressemitteilung

Attac Deutschland
Forum Umwelt und Entwicklung,
Naturfreunde Deutschlands,
PowerShift
Umweltinstitut München
Urgewald

Frankfurt am Main / Berlin, 24. Juni 2022

In  Brüssel  sind  heute  die  Reformverhandlungen  über  den
Energiecharta-Vertrag  (ECT)  zu  Ende  gegangen.  Das  Ergebnis
fällt deutlich selbst hinter die Ziele von Bundesregierung und
EU  zurück.  Zivilgesellschaftliche  Organisationen  fordern
deshalb,  dass  Deutschland  und  weitere  EU-Mitgliedsstaaten
jetzt den Ausstieg aus dem ECT beschließen, wofür sich in den
letzten Tagen auch Spanien, Belgien und das niederländische
Parlament stark gemacht haben.
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Der ECT wird in der EU auch zukünftig Investitionen in fossile
Brennstoffe  bis  mindestens  2033  schützen  und  so  ein
schwerwiegendes  Hindernis  für  die  Beschleunigung  der
Energiewende darstellen. Außerhalb der EU und UK sollen gar
keine  Beschränkungen  für  den  Investitionsschutz  in  fossile
Brennstoffe gelten. Damit haben EU und Bundesregierung ihr
Ziel nicht erreicht, den Vertrag mit dem Pariser-Klimaabkommen
und dem Europäischen Green Deal kompatibel zu machen.

„Der Krieg in der Ukraine und die eskalierende Klimakrise
zeigen in dramatischer Weise auf, welche gravierenden Folgen
die  Abhängigkeit  von  fossilen  Brennstoffen  hat.  Gerade  in
diesen Zeiten müssen die demokratisch gewählten Regierungen
die Handlungsfreiheit haben, eine zügige und sozial gerechte
Energiewende umzusetzen und die Energieversorgung zu sichern.
Doch  genau  dies  behindert  der  Energiecharta-Vertrag“,
kommentiert Ludwig Essig vom Umweltinstitut München und von
der Koordination Netzwerk gerechter Welthandel.

Von den gestern von den Ampelparteien veröffentlichten fünf
Anforderungen an die ECT-Reform, werden vier nicht erfüllt.
Der reformierte Energiecharta-Vertrag wird weiterhin fossile
Investitionen  schützen  und  Klimamaßnahmen  werden  nicht
grundsätzlich von Investorenklagen ausgenommen. Von der Ampel
geforderte Änderungen der Investitionsschutzstandards und die
Verkürzung  der  Fortgeltungsklausel  konnten  nicht  erreicht
werden.

“Die Reform des Energiecharta-Vertrags kann die Anforderungen
der Ampel nicht erfüllen. Klagen gegen Klimaschutz bleiben
auch nach der Reform möglich. Die einzige Konsequenz kann der
Ausstieg Deutschlands aus dem Vertrag sein, sonst macht sich
die Ampel unglaubwürdig”, sagt Fabian Flues, Handelsexperte
bei PowerShift.

Auch im reformierten ECT werden private Wirtschaftsanwälte in
umstrittenen Investor-Staat-Schiedsverfahren (ISDS: Investor-
State-Dispute  Settlement)  darüber  entscheiden  können,  ob



Staaten  hohe  Entschädigungen  an  Investoren  zahlen  müssen.
Dabei hatte die Europäische Kommission mit Unterstützung von
SPD  und  Grünen  versprochen,  keine  Abkommen  mit  ISDS  mehr
abzuschließen.

“Diese privaten Schiedsgerichte haben keine Zukunft mehr – so
wurde es von Regierungsparteien und Europäischer Kommission
versprochen”,  sagt  Hanni  Gramann  von  Attac.  “Dieses
Versprechen wird nun gebrochen. Drei Wirtschaftsanwälte sollen
auch  in  Zukunft  entscheiden  dürfen,  ob  fossile  Investoren
wegen  staatlicher  Maßnahmen  zum  Klimaschutz
Milliardenentschädigungen  enthalten.  Das  alleine  ist  Grund
genug, aus dem ECT auszutreten.”

Derzeit verklagen RWE und Uniper die niederländische Regierung
für den Kohleausstieg bis 2030 auf eine Entschädigung in Höhe
von zirka. 2,4 Milliarden Euro.

“Insbesondere Uniper hatte bereits vor der Verabschiedung des
niederländischen  Kohleausstiegsgesetzes  ein  ISDS-
Schiedsverfahren auf der Grundlage des ECT angedroht und so
weitreichende Maßnahmen verhindert. Dies zeigt, dass der ECT
ein  sehr  scharfes  Schwert  in  der  Hand  derer  ist,  die
wirkungsvolle Klimaschutzgesetze verhindern wollen”, so Sonja
Meister von Urgewald.

“Der Energiecharta-Vertrag ist ein Relikt aus der Steinzeit.
Wenn die Bundesregierung den Ausbau der erneuerbaren Energien
und eine umfassende Energiewende beschleunigen möchte, muss
sich  die  Bundesregierung  für  eine  Auflösung  des
Energiechartavertrags  einsetzen  und  Deutschland  aus  dem
Energiechartavertrag austreten”, ergänzt Uwe Hiksch von den
Naturfreunden Deutschlands.

Eine zusätzliche Gefahr droht durch die geplante Ausweitung
des ECT auf neue Energieträger und Technologien. In Zukunft
sollen auch Investoren in Wasserstoff, Biomasse, synthetische
Kraftstoffe und CO2-Abscheidung und -Speicherung unter dem ECT



klagen können. Das erhöht die Gefahr für Staaten unter dem
reformierten Energiecharta-Vertrag verklagt zu werden.

Am vergangenen Dienstag hatten fünf junge, vom Klimawandel
betroffene Menschen Klage beim Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte  gegen  zwölf  europäische  Regierungen  (inkl.
Deutschland)  wegen  des  ECT  eingebracht.  Der  Vertrag  sei
unvereinbar  mit  internationalen  Klimaverpflichtungen  und
verstoße gegen die Europäischen Menschenrechtskonvention.

Hintergrund:  Der  ECT  ist  ein  internationales  Handels-  und
Investitionsabkommen, das 1998 in Kraft trat und inzwischen
über 50 Mitgliedsstaaten in Europa und Asien hat. Ziel des ECT
war es, die Öl- und Gasvorkommen des ehemaligen Ostblocks für
die Investitionen westeuropäischer Unternehmen zu öffnen. Seit
April  2020  wird  in  Brüssel  die  Modernisierung  des  ECT
verhandelt. Spanien hatte am Mittwoch als erstes Land einen
gemeinsamen Austritt aus dem ECT gefordert.
Für einen Ausstieg aus dem Energiecharta-Vertrag gilt eine
Fortgeltungsklausel  von  20  Jahren  für  bestehende
Investitionen.  Bei  einem  gemeinsamen  Austritt  vieler
Mitgliedsländer,  ließe  sich  diese  jedoch  entschärfen.

Pressekontakte:

Ludwig Essig, Umweltinstitut München: +49 176 546 752
53, le@umweltinstitut.org
Fabian  Flues,  PowerShift  e.V.:  +49  159  0611  3733,
fabian.flues@power-shift.de
Hanni  Gramann,  Attac  Deutschland:  +49  176  30608762,
hanni.gramann@attac.de
Sonja  Meister,  urgewald:  +49  176  64608515,
sonja.meister@urgewald.org
Uwe Hiksch, NaturFreunde Deutschland, +49 176 620 159
02, hiksch@naturfreunde.de

Weitere  Informationen:
www.attac.de/kampagnen/handelsabkommen/einzelne-handels-und-in
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vestitionsabkommen/energiecharta-vertrag
—
————————————————
Frauke Distelrath
Pressesprecherin / stellv. Geschäftsführung
Attac Deutschland
————————————————
Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M
Tel. 069 900 281-42; 0151 6141 0268
presse@attac.de

G7: “Gerecht geht anders” –
Großdemo  in  Münchner
Innenstadt
geschrieben von Andreas | 9. August 2022

[Presse-Info]

München, 25. Juni 2022. Mit einer Großdemonstration durch die
Münchner  Innenstadt  appelliert  ein  Bündnis  aus  15
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zivilgesellschaftlichen  Organisationen  heute  an  die
Teilnehmer:innen des anstehenden G7-Gipfels auf Schloss Elmau
(26.-28.6.). Die Organisationen sprechen sich gemeinsam dafür
aus, dass die G7-Staaten entschieden gegen die Klimakrise und
das Artensterben vorgehen und Hunger, Armut sowie Ungleichheit
bekämpfen. Die G7-Staaten müssen in diesem Zusammenhang auch
Konsequenzen aus dem russischen Krieg gegen die Ukraine ziehen
und  die  Abhängigkeit  von  Öl,  Gas  und  Kohle  stoppen.  Die
Demonstration  beginnt  gegen  12  Uhr  auf  der  südlichen
Theresienwiese  mit  einer  Auftaktkundgebung.

Ablauf der Demonstration:

– 12:00 Uhr Auftaktkundgebung an der südlichen Theresienwiese
(https://www.openstreetmap.org/?mlat=48.1287&mlon=11.5468#map=
16/48.1287/11.5468)
Eröffnung der Anfangskundgebung mit Rede- und Musikbeiträgen
– ca. 13:00 Uhr Start Demo durch die Innenstadt
Route: Theresienwiese – Poccistraße – Lindwurmstraße – Herzog-
Heinrich-Straße – Kaiser-Ludwig-Platz – Herzog-Heinrich-Straße
–  Paul-Heyse-Straße  –  Schwanthalerstraße  –  Sonnenstraße  –
Sendlinger-Tor-Platz  –  Lindwurmstraße  –  Poccistraße  –
Theresienwiese
– ca. 14:30 Uhr Abschlusskundgebung
mit Rede- und Musikbeiträgen
– ca. 16 Uhr voraussichtliches Ende

An der rechten Seite der Bühne (Blickrichtung: auf Bühne) wird
es einen Pressecounter geben, an dem Sie sich für O-Töne,
Fotos sowie weitergehende Informationen akkreditieren können.
Zudem wird es vor Ort ein Podium für Fotomöglichkeiten geben.

Stimmen  der  Bündnispartner:innen,  auch  als  Audiodateien,
finden  Sie  hier:  www.g7-demo.de/presse.  Die  ausführlichen
Programmpunkte der Demonstration sind auf der nächsten Seite
aufgeführt.

Die  Großdemonstration  in  München  reiht  sich  ein  in  die
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vielfältigen Proteste rund um den G7-Gipfel im Schloss Elmau
bei Garmisch-Partenkirchen. Dort empfängt die Bundesregierung
vom  26.  –  28.  Juni  Staats-  und  Regierungschefs  großer
Industriestaaten  zum  G7-Gipfel.

Trägerorganisationen
Aktion  gegen  den  Hunger,  Arbeitsgemeinschaft  bäuerliche
Landwirtschaft, Attac, Brot für die Welt, BUND für Umwelt- und
Naturschutz, BUND Naturschutz in Bayern, Campact, Greenpeace,
IG  Nachbau,  MISEREOR,  Naturschutzbund  Deutschland,
NaturFreunde Deutschlands, Oxfam Deutschland, Welthungerhilfe
und WWF Deutschland.

Hashtags:
#G7 #GerechtGehtAnders

Mehr Informationen:
www.g7-demo.de

presse@g7-demo.de

Programm

Auftaktkundgebung
(Wir behalten uns kurzfristige Änderungen vor)

12:00 Uhr Beginn Auftaktkundgebung
12:10  Uhr  Reden  der  Jugendverbände  der  Trägerkreis-
Organisationen:
Fiona & Kilian (Greenpeace Jugend), Beccy (BN Jugend), Ilayda
(WWF Jugend),
Luca (NaJu Bayern)
12:20 Uhr Rede von Viviane Raddatz (WWF)
12:25 Uhr Rede von Africa Kiiza (SEATINI Uganda; Brot für die
Welt)

12:30 Uhr Live Musik von Jessica Onuigwe & Band

12:40 Uhr Rede von Lisa Göldner (Greenpeace)
12:45 Uhr Elena Cadeggianini & Soja-Nemo Heißerer

https://www.g7-demo.de


(AG Klima der Plattform Stop G7 Elmau)
12:50 Uhr Rede von Esteban Servat (Debt For Climate)
12:55 Uhr Rede von Christoph Bautz (Campact)

Abschlusskundgebung

14:30  Uhr  Act  (Big  Heads)  und  Rede  von  Charlotte  Becker
(Oxfam)
14:35  Uhr  Rede  von  Martin  Geilhufe  (BUND  Naturschutz  in
Bayern)
14:40 Uhr Rede von Emilia Reyes (Directora de Políticas y
Presupuestos para la
Igualdad y el Desarrollo Sustentable bei Equidad, Mexico)
14:45 Uhr Rede von Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands)

14:50 Uhr Musik: Cosmic Surprise Union (CSU)

14:55  Uhr  Rede  von  Bettina  Cruz  (CNI-Congreso  nacional
indigena, Mexico)
15:00 Uhr Rede von Rosi Reindl (Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft)
15:05  Uhr  Rede  von  Evelyn  Acham
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  Uganda;  RiseUp)

15:10 Uhr Musik: Cosmic Surprise Union (CSU)

15:15  Uhr  Rede  von  Lisa  Poettinger
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  München)
15:20 Uhr Rede von Judith Amler (Attac Deutschland)
15:25  Uhr  Rede  von  Ina-Maria  Schikongo
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  Namibia)

15:30 Uhr Live-Musik & Performance von Edite Domingos

15:40 Uhr Rede von Michaela Amira (AG Krieg & Frieden der
Plattform Stop G7 Elmau)
15:45  Uhr  Rede  Sierra  Leone  Refugee  Camp  (1  Jahr
Dauerkundgebung,  München)
15:50  Uhr  Einladung  von  Brigitte  Ziegler  zur  3.



Weltfrauenkonferenz  in  Tunesien

15:55 Uhr Abschluss von Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands)

Kontakt zu den Sanitäter:innen: 0 15 15 157 96 34

Pressekontakte:

Allgemeine Anfragen: presse@g7-demo.de

Aktion  gegen  den  Hunger  Vassilios  Saroglou,
presse@aktiongegendenhunger.de,
030 279 099 776

Arbeitsgemeinschaft  bäuerliche  Landwirtschaft  Charlotte
Gengenbach, gengenbach@abl-ev.de, 0152 088 537 60

Attac Roland Süß, suess@attac.de, 0175 272 5893

Brot für die Welt Thomas Beckmann, thomas.beckmann@brot-fuer-
die-welt.de,
0174 181 0175

BUND Clara Billen, clara.billen@bund.net, 030 275 864 64

BUND  Naturschutz  in  Bayern  Florian  Kaiser,
florian.kaiser@bund-naturschutz.de,
0175 363 52 51

Campact Iris Karolin Rath, presse@campact.de, 0151 221 254 20

Greenpeace Tina Loeffelbein, tina.loeffelbein@greenpeace.org,
0151 167 209 15

MISEREOR Barbara Wiegard, barbara.wiegard@misereor.de, 030 443
519 88

NABU Katrin Jetzlsperger, presse@nabu.de, 030 284 984 1534

NaturFreunde Deutschlands Uwe Hiksch, hiksch@naturfreunde.de,
0176 620 159 02



Oxfam Deutschland Steffen Küßner, skuessner@oxfam.de, 030 453
069 710

Welthungerhilfe  Anne-Catrin  Hummel,
AnneCatrin.Hummel@welthungerhilfe.de,
0172 2525962

WWF Deutschland Julian Philipp, presse@wwf.de, 030 311 777 472

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.

Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin
Deutschland

Greenwashing  bei  Aldi  –
foodwatch:  Handelskonzern
muss  irreführende
Klimawerbung  auf  Milch
stoppen
geschrieben von Andreas | 9. August 2022
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Pressemitteilung

Berlin, 22. Juni 2022. Die Verbraucherorganisation foodwatch
hat Aldi aufgefordert, Milch nicht mehr als „klimaneutral“ zu
bewerben. foodwatch kritisierte, dass Aldi bei der „Landmilch“
seiner Eigenmarke FAIR & GUT keine ernsthaften Maßnahmen zur
Reduktion  der  Treibhausgasmissionen  durchführe.  Stattdessen
setze der Discounter auf Kompensationsprojekte, mit denen die
CO2-Emissionen  angeblich  ausgeglichen  werden  sollen.  Zwei
dieser Projekte seien jedoch höchst fragwürdig, unter anderem
eine  Eukalyptus-Monokultur  in  Uruguay,  in  der  Glyphosat
gespritzt  wird.  Das  ZDF-Magazin  Frontal  berichtete  am
Dienstagabend  über  das  Projekt.  Milch  sei  außerdem  kein
besonders  klimafreundliches  Produkt  und  solle  deshalb
grundsätzlich  nicht  als  „klimaneutral“  beworben  werden,  so
foodwatch.

„Greenwashing  mit  Klima-Labeln  liegt  im  Trend  –  die
vermeintlich klimaneutrale Aldi-Milch ist ein Musterbeispiel
dafür.  Der  Discounter  rechnet  ein  per  se  nicht
klimafreundliches  Produkt  mit  fragwürdigen  CO2-Zertifikaten
grün“,  kritisierte  Manuel  Wiemann  von  foodwatch.
„Verbraucher:innen  können  sich  auf  Klima-Werbung  überhaupt
nicht verlassen. Wir brauchen ein Verbot von Umwelt-Werbelügen
und  endlich  wirksame  Klimaschutz-Gesetze,  die  auch  die
Landwirtschaft in die Pflicht nehmen.“

Die als „klimaneutral“ beworbene FAIR & GUT Landmilch 3,8 %
Fett  Milch  wird  als  Eigenmarke  bei  Aldi  Nord  und  Süd
vertrieben und von der Molkerei Gropper hergestellt. Obwohl
die Aldi-Milch bereits seit November 2020 als „klimaneutral“
verkauft  wird,  stelle  Aldi  keine  effektive  Reduktion  der



Treibhausgas-Emissionen  sicher,  kritisierte  foodwatch.  Die
Molkerei  Gropper,  und  damit  auch  Aldi,  hat  nach  eigenen
Angaben noch nicht einmal einen Überblick darüber, wie hoch
der CO2-Ausstoß der Milchlieferbetriebe tatsächlich ist. Erst
bis  Oktober  2022  sollen  die  genauen  Emissionswerte  der
Rohmilch vorliegen. Verbindliche Reduktionsmaßnahmen für die
Landwirt:innen  fehlen  bisher.  „Wenn  uns  die
Treibhausgasmissionen der einzelnen Milchlieferbetriebe im IST
vorliegen, können wir mit der Planung von Reduktionsmaßnahmen
starten“, erklärte Gropper in einer E-Mail an foodwatch. Dabei
sind die Einsparungen auf den Höfen entscheidend, denn 89% der
Emissionen für die Aldi-Milch stammen nach Angaben von der
Molkerei aus den Rohstoffen, also der Milchproduktion. Gropper
erkläre  zudem  die  Einhaltung  von  Tierschutz-Maßnahmen  als
Klimaschutz und brüste sich etwa damit, dass die Ställe nicht
mehr „überbelegt“ werden, bemängelte foodwatch.

Statt  die  Emissionen  der  Milchherstellung  konsequent  zu
reduzieren,  kauft  Aldi  zum  CO2-Ausgleich  Zertifikate  von
Kompensationsprojekten.  Zwei  dieser  Projekte  sind  laut
foodwatch-Recherchen  höchst  fragwürdig.  Das  ZDF-Magazin
„Frontal“ berichtete am Dienstag über ein Aufforstungsprojekt
in Uruguay. In dem Projekt in Guarané werden Monokulturen aus
Eukalyptus angelegt. Dabei kommen die Pestizide Glyphosat und
Fipronil zum Einsatz. Aldi nutzt außerdem Zertifikate eines
umstrittenen Waldprojekts in Tambopata/ Peru. Eine foodwatch-
Recherche  hatte  im  vergangenen  November  gezeigt,  dass  das
Projekt  nicht  die  Anforderungen  an  Kompensationsprojekte
erfüllt und keine Klimaschutz-Zertifikate ausgeben dürfte. Der
Handelskonzern Rewe hatte die Zusammenarbeit mit Tambopata in
der Folge gestoppt.

„Statt  den  Treibhausgasausstoß  vor  Ort  auf  dem  Bauernhof
soweit  wie  möglich  zu  reduzieren,  betreibt  Aldi  billigen
Ablasshandel.  Der  Discounter  setzt  zum  Ausgleich  der
Emissionen  auf  Eukalyptus-Monokulturen,  in  denen  mit  dem
Ackergift  Glyphosat  Artenvielfalt  zerstört  wird.



Verbraucher:innen, die der Umwelt mit dem Kauf der Milch etwas
Gutes  tun  möchten,  werden  dreist  getäuscht“,  sagte  Manuel
Wiemann von foodwatch.

foodwatch  bewertet  Klima-Werbung  auf  tierischen  Produkten
grundsätzlich  als  kritisch.  Dreiviertel  aller
Treibhausgasemissionen  der  Landwirtschaft  entfallen  auf  die
Tierhaltung. Will Deutschland seine Klimaziele erreichen, muss
die  Zahl  der  Tiere  und  insbesondere  der  Kühe  drastisch
reduziert werden.

Der Handelskonzern Aldi Süd wurde vergangenes Jahr von der
Wettbewerbszentrale für die Werbung mit „erster klimaneutraler
Lebensmitteleinzelhändler“  verklagt.  Das  Verfahren  ist  noch
nicht abgeschlossen.

Die Europäische Kommission hat im März einen Entwurf für die
Regulierung von Umweltwerbung vorgelegt. Wenn die Richtlinie
vom  Europarat  und  Europaparlament  angenommen  wird,  müssten
Unternehmen  Vorgaben  erfüllen  für  Klima-Werbung.  foodwatch
begrüßt die Initiative zum Schutz der Verbraucher:innen vor
irreführender  Werbung,  sieht  jedoch  große  Schlupflöcher  im
Gesetzesentwurf. So sei es weiterhin möglich, klimaintensive
Produkte  wie  Fleisch,  Heizöl  und  Einweg-Plastik  als
„klimapositiv“  zu  bezeichnen.

Links:

E-Mail-Petition: Aldi, stopp die Klimalüge!

Quellen und weiterführende Informationen:

Recherche zu den Klimaschutzmaßnahmen bei der Aldi-Milch
Recherche  zum  Kompensationsprojekt  in  Guanaré,  Uruguay
(Aufforstung)
ZDF Frontal Beitrag „Klimaneutral mit ALDI“?
Recherche  zum  Kompensationsprojekt  in  Tambopata,  Peru
(Waldschutz)

https://www.foodwatch.org/de/mitmachen/aldi-stopp-die-klimaluege/
https://www.foodwatch.org/fileadmin/-DE/Themen/Klimaluegen/Aldi/foodwatch_Kritik_Aldi_Gropper.pdf
https://www.foodwatch.org/fileadmin/-DE/Themen/Klimaluegen/Aldi/foodwatch_Factsheet_Guanare.pdf
https://www.foodwatch.org/fileadmin/-DE/Themen/Klimaluegen/Aldi/foodwatch_Factsheet_Guanare.pdf
https://www.zdf.de/politik/frontal/klimaversprechen-von-aldi-auf-dem-pruefstand-100.html
https://www.foodwatch.org/fileadmin/-DE/Themen/Windbeutel/Bilder/2021/Dokumente/foodwatch2021_Tambopata-offset-project_Assessment.pdf
https://www.foodwatch.org/fileadmin/-DE/Themen/Windbeutel/Bilder/2021/Dokumente/foodwatch2021_Tambopata-offset-project_Assessment.pdf
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G7-Gipfel

Umfrage  ergibt  klare  Unterstützung  für
Entwicklungszusammenarbeit,  mehr  Klimafinanzierung  und
Übergewinnsteuer

Berlin, 21. Juni 2022. Neun von zehn Menschen in Deutschland
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wünschen  sich  von  den  G7-Staaten  konkrete  Maßnahmen  zur
Eindämmung von Armut, Hunger und Ungleichheit. Das geht aus
einer  repräsentativen  Umfrage  hervor,  die  das
Meinungsforschungsinstitut Kantar im Auftrag der Nothilfe- und
Entwicklungsorganisation Oxfam erstellt hat. Kurz vor dem G7-
Gipfel  in  Elmau  und  der  Großdemonstration  „Klimakrise,
Artensterben, Ungleichheit — gerecht geht anders!“ in München
gibt die Umfrage der deutschen G7-Präsidentschaft einen klaren
Aufgabenzettel mit.

In  der  Umfrage  wurde  die  Zustimmung  zu  Aussagen  aus  drei
Themenblöcken abgefragt:

Beim Thema „Entwicklungszusammenarbeit und Unterstützung
für einkommensschwache Länder“ stimmten 84 Prozent der
Befragten der Aussage zu, die G7-Staaten sollten sich
zur Einhaltung ihres Versprechens bekennen, 0,7 Prozent
ihres Nationaleinkommens für Entwicklungszusammenarbeit
auszugeben.  Die  Aussage,  die  G7-Staaten  sollten  mehr
dafür  tun,  Gesundheitssysteme  in  einkommensschwachen
Ländern zu stärken, traf bei 85 Prozent der Befragten
auf Zustimmung, die Aussage, die G7-Staaten sollten mehr
für  die  soziale  Absicherung  von  Menschen  in
einkommensschwachen Ländern tun, auf 72 Prozent. Und die
Forderung nach Schuldenerleichterungen für besonders von
den  derzeitigen  Krisen  betroffene  einkommensschwache
Länder  unterstützten  mit  70  Prozent  mehr  als  zwei
Drittel der Befragten.
Auch  steuerliche  Maßnahmen  gegen  soziale  Ungleichheit
werden  von  einer  breiten  Mehrheit  unterstützt:  85
Prozent der Befragten schlossen sich der Forderung an,
Konzerne  und  sehr  vermögende  Einzelpersonen  sollten
stärker zum Allgemeinwohl beitragen. Drei Viertel der
Befragten (76 Prozent) drückten Unterstützung für eine
Übergewinnsteuer aus, indem sie der Aussage zustimmten,
Unternehmen, die in der gegenwärtigen Krise übermäßige
Gewinne machen, sollten zusätzlich besteuert werden.



Klare Mehrheiten gibt es auch beim Thema Bewältigung der
Klimakrise: 85 Prozent der Befragten stimmen der Aussage
zu, alle Länder sollten in dem Maße zum Klimaschutz
beitragen, wie sie zur Klimakrise beigetragen haben. Die
Hauptlast liegt dann bei den G7-Staaten. Dass die G7-
Staaten  einkommensschwache  Länder  bei  der  Bewältigung
der  Klimakrise  stärker  als  bisher  finanziell
unterstützen  sollen,  fordern  72  Prozent.

Tobias  Hauschild,  Leiter  Soziale  Gerechtigkeit  bei  Oxfam
Deutschland,  kommentiert:  „Die  Befragten  erkennen  die
Dimension  und  die  Dringlichkeit  der  aktuellen  Probleme
offenbar besser als die Regierungen der G7-Staaten. Für die
Staats-  und  Regierungschefs  sollten  diese  Ergebnisse  ein
Weckruf  sein.  Bei  dem  G7-Gipfel  in  Elmau  muss  mehr
herauskommen  als  ein  Kuhhandel  und  faule  Kompromisse  auf
Kosten einkommensschwacher Länder und künftiger Generationen.
Es ist Zeit für echten politischen Wandel. Die Umfrage zeigt,
dass die notwendigen Maßnahmen auf breite Zustimmung stoßen.“

Redaktioneller Hinweis:

Für die Umfrage hat Kantar am 13. und 14. Juni 2022 insgesamt
1011  Personen  befragt.  Ergebnisse  und  soziodemographische
Aufschlüsselungen  stehen  zum  Download  bereit  unter
https://oxfam.box.com/s/w8ynf1124662m0gvyiobm6cns3vf4r6e,
Password oxfam_2022

Pressekontakt:

Nikolai Link, Tel.: 030-45 30 69 712, mobil 0177-7375288, E-
Mail: nlink@oxfam.de, Twitter: @OxfamPresse

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de
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